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schaftslegung nicht allein der Entscheidung des Abgeord­
neten Vorbehalten bleiben, sondern auch vom Willen seiner 
Wähler abhängen.

In § 17 Abs. 3 GöV ist die Rechenschaftslegung sowohl 
als ausdrückliche Pflicht der Abgeordneten wie als Recht 
der Wähler staatsrechtlich ausgestaltet. Gleichzeitig ist 
geregelt, daß die Abgeordneten verpflichtet sind, minde­
stens zweimal jährlich, entsprechend den Festlegungen 
ihrer Volksvertretung, in den Betrieben und Wohngebieten 
Rechenschaft zu legen. Hierbei handelt es sich um eine 
Mindestanforderung, die den Abgeordneten nicht von sei­
ner Pflicht entbindet, auf eigene Initiative oder auf Anfor­
derung von Wählern, Arbeitskollektiven und gesellschaft­
lichen Organisationen jederzeit darüber Auskunft zu geben, 
wie er seine Aufgaben im Interesse und zum Wohle der 
Werktätigen erfüllt.

Die rechtliche Regelung, daß die Rechenschaftslegungen 
„entsprechend den Festlegungen der Volksvertretung“ 
durchzuführen sind, bedeutet, daß -sie entweder in den 
Arbeitsplan der Volksvertretung aufzunehmen oder in 
einem speziellen Beschluß festzuhalten sind. Auf diese 
Weise wird eine einheitliche Handhabung erreicht und ge­
sichert, daß die Rechenschaftslegungen gründlich vorberei­
tet, planmäßig durchgeführt und in der Volksvertretung 
ausgewertet werden. Außerdem wird dadurch gewähr­
leistet, daß der örtliche Rat mit seinen Organen die Vorbe­
reitung und Durchführung der Rechenschaftslegungen um­
fassend unterstützt. Für die Abgeordneten werden solche 
längerfristig geplanten Rechenschaftslegungen im Wahl­
kreis und vor dem Arbeitskollektiv zu Höhepunkten im 
Gespräch mit ihren Wählern. —

Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Organisationen 
und Kontakt mit den Wählern

Die Zusammenarbeit der Abgeordneten mit den gesell­
schaftlichen Organisationen im Betrieb und mit den zustän­
digen Ausschüssen der Nationalen Front im Wahlkreis 
(§17 Abs. 3 GöV) gehört zu ihren Pflichten, ist aber zu­
gleich auch ein unabdingbares Erfordernis wirkungsvoller 
Abgeordnetentätigkeit. Das persönliche Engagement der 
Abgeordneten, diese Zusammenarbeit kontinuierlich zu 
entwickeln, macht andererseits die Verantwortung der Lei­
tungen der gesellschaftlichen Organisationen und der Aus­
schüsse der Nationalen Front deutlich, die Abgeordneten 
ständig und allseitig zu unterstützen, sie über die Situation 
im Betrieb und im Wahlkreis, insbesondere über die Be­
dürfnisse und Anliegen der Bürger, qualifiziert zu infor­
mieren, ihnen regelmäßig Gelegenheit zu Aussprachen mit 
Werktätigen zu geben und mitzuhelfen, daß den Eingaben 
der Bürger schnell und unbürokratisch nachgegangen wird.

Die ständige enge Verbindung der Abgeordneten mit 
ihren Wählern ist eine wichtige Form, in der die Wähler 
auf die Volksvertretungen einwirken, an der staatlichen 
Leitung teilnehmen und die Tätigkeit der einzelnen Abge­
ordneten und der gesamten Volksvertretung kontrollieren. 
Engen Kontakt zu ihren Wählern zu halten, das ist nicht 
nur eine moralische Verpflichtung der Abgeordneten, son­
dern ein grundlegendes Rechtsprinzip ihrer Tätigkeit (§§ 16 
Abs. 3, 17 Abs. 3 GöV). Das bedeutet für die Abgeordneten, 
ständig das Gespräch mit den Wählern zu suchen, Sprech­
stunden dort durchzuführen, wo Bürger ihres Wahlkreises 
organisiert Zusammenkommen: im Veteranenklub, im Ju­
gendklub, in Haus- und Elternversammlungen usw. Sowohl 
der kollektive Gedankenaustausch mit verschiedenen Wäh­
lerkreisen als auch das individuelle Gespräch über persön­
liche Anliegen der Bürger gehören zu den Formen des 
Kontakts der Abgeordneten zu ihren Wählern.

Im engen Zusammenhang mit der Pflicht, Sprechstun­
den durchzuführen, steht auch die Pflicht der Abgeordne­
ten, die Bearbeitung der an sie gerichteten Eingaben mit 
Unterstützung der zuständigen Organe zu gewährleisten 
und über die Eingabenbearbeitung die Kontrolle auszu­
üben (§ 17 Abs. 3 GöV).
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Jeder Bürger hat das Recht, sich schriftlich oder münd­
lich mit Eingaben an die Abgeordneten zu wenden (§ 1 
Abs. 1 Eingabengesetz). Die Zahl der Eingaben an Abge­
ordnete nimmt ständig zu: viele enthalten Hinweise und 
Vorschläge, andere sind Beschwerden. Nicht immer haben 
die Abgeordneten die Möglichkeit, jeder Eingabe persön­
lich nachzugehen; dazu sind sie oft auch zeitlich nicht in 
der Lage. In der Praxis hat es sich als ein gangbarer Weg 
erwiesen, wenn die Abgeordneten Eingaben in der Regel 
an die zuständigen Organe weiterleiten mit dem Ersuchen, 
die aufgeworfenen Probleme inhaltlich zu klären und in­
nerhalb der gesetzlich festgelegten Frist über das Ergebnis 
die betreffenden Bürger bzw. Kollektive und sie selbst zu 
informieren. Die Abgeordneten sind so in der Lage, die 
sach- und fristgerechte Bearbeitung der Eingaben zu kon­
trollieren.

Zur Rechtsstellung der Nachfolgekandidaten

Bei den Nachfolgekandidaten handelt es sich um Kandida­
ten für die Volksvertretung, die bei der Wahl die gesetz­
lich notwendige Stimmenmehrheit erhalten haben, jedoch 
— entsprechend der von der öffentlichen Tagung des jewei­
ligen Ausschusses der Nationalen Front beschlossenen Rei­
henfolge auf dem Wahlvorschlag (§ 18 Wahlgesetz) — nicht 
sofort ein Abgeordnetenmandat erhalten. Das ergibt sich 
daraus, daß in den Wahlkreisen mehr Kandidaten aufge­
stellt und in der Regel auch gewählt werden, als Mandate 
zu besetzen sind.

Die Nachfolgekandidaten haben alle Rechte und Pflich­
ten der Abgeordneten mit folgenden Ausnahmen: Sie besit­
zen nicht das Stimmrecht, können keine Beschlußvorlagen 
einbringen und können nicht als Vorsitzende von Ausschüs­
sen bzw. von Kommissionen gewählt werden (§ 17 Abs. 4 
GöV).

Die Wahl von Nachfolgekandidaten hat sich bewährt. 
Damit erübrigen sich nicht nur Nachwahlen beim Ausschei­
den von Abgeordneten, sondern es wird vor allem auch 
die Kontinuität der Arbeit der Volksvertretung gewähr­
leistet, da der nachrückende Nachfolgekandidat nicht erst 
mit den Problemen der Arbeit vertraut gemacht werden 
muß.
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